
Kleine Anfrage
der Abgeordneten Martina Renner, Nicole Gohlke, Gökay Akbulut, Clara Bünger, 
Anke Domscheit-Berg, Dr. André Hahn, Susanne Hennig-Wellsow, Ina Latendorf, 
Cornelia Möhring, Petra Pau, Sören Pellmann, Dr. Petra Sitte, Kathrin Vogler und 
der Fraktion DIE LINKE.

Aktueller Umsetzungsstand des Programms Polizei 20/20

Seit 2016 läuft mit dem Programm „Polizei 2020“, mittlerweile auch kurz 
„P20“ genannt, ein Prozess zur Modernisierung („Digitalisierung“) der polizei-
lichen Datenhaltung in Deutschland. Erklärte Ziele sind eine bessere Datenver-
fügbarkeit für die Polizeibehörden im Verbund, die Erhöhung der Wirtschaft-
lichkeit und die Stärkung des Datenschutzes durch Technik („privacy by de-
sign“). Im Mittelpunkt steht ein gemeinsames „Datenhaus“ der deutschen Poli-
zei, in das alle polizeilich verfügbaren Daten eingespeichert und für die Stellen 
abrufbar sind, für deren Aufgaben sie erforderlich werden. Dafür müssen in 
Bund und Ländern die Vorgangsbearbeitungssysteme so harmonisiert werden, 
dass über sie eine reibungslose Anlieferung und Abfrage von Daten möglich 
wird. Innovativ ist an dem verfolgten Ansatz, dass ähnlich den Prozessen zur 
Umsetzung des Onlinezugangsgesetzes (OZG) Einzelanwendungen durch ein-
zelne Bundesländer entwickelt werden, die dann dem gesamten Verbund zur 
Verfügung stehen. Mit der OZG-Umsetzung teilt P20 allerdings auch, dass sich 
die Planungs- und Beschaffungsschritte über sehr lange Zeiträume erstrecken. 
So kündigte der Unterabteilungsleiter in der Abteilung Öffentliche Sicherheit 
im Bundesministerium des Innern und für Heimat (BMI), Tobias Wiemann, in 
„Deutsche Polizei“, Heft 2/2023 an, dass nun „Grundsatzentscheidungen im 
Bereich der Polizeilichen Auswertungs- und Analysesysteme“ das Programm 
weiter konkretisieren sollten, außerdem stellt er dort Entscheidungen zur „fach-
lichen, technischen und rechtlichen Ausgestaltung des Datenhauses“ sowie die 
„Umsetzung der sogenannten hypothetischen Datenneuerhebung“ (ebd., S. 17) 
in Aussicht. Solche grundsätzlichen Entscheidungen stehen üblicherweise am 
Anfang eines solch umfangreichen technischen Erneuerungsprogramms, gerade 
wegen der damit einhergehenden strategischen Entscheidungen hinsichtlich des 
ebenfalls verfolgten „wohl ambitionierteste[n] Organisationsentwicklungsvor-
haben[s] im Bereich der Polizeiarbeit in der Geschichte der Bundesrepublik 
Deutschland“ (ebd., S. 16). Eben wegen jener umfangreichen Auswirkungen 
des Programms auf die polizeiliche Datenverarbeitung, die Arbeitsabläufe einer 
stärker „digitalisierten“ Polizei und die nicht unerheblichen finanziellen Auf-
wände war das Programm „Polizei 2020“ bereits Gegenstand einer Reihe von 
Kleinen Anfragen, Schriftlichen Fragen und Berichtsbitten des Haushaltsaus-
schusses im Deutschen Bundestag (vgl. u. a. Bundestagsdrucksachen 19/15346, 
19/25651).
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Wir fragen die Bundesregierung:
 1. Welche einzelnen Programmteile, Projekte und sonstigen Vorhaben sind 

derzeit Teil des Programms „Polizei 2020“, wer sind die jeweils projekt-
verantwortlichen Stellen, wie ist der aktuelle Umsetzungsstand, und wel-
che Vorhaben sind für das laufende Jahr 2023 vorgesehen?

 2. Welchen Fortschritt hat die Konzipierung des „Datenhauses“ mittlerweile 
erreicht, durch wen erfolgt diese Konzipierung, und bis wann ist mit einem 
Abschluss der Konzipierung, mit der Planung und Steuerung des Aufbaus 
und der Aufnahme des Wirkbetriebs zu rechnen?

 3. Wie ist der Stand der Entwicklung und ggf. Implementierung eines 
Rechte- und-Rollen-Konzepts bzw. eines Identity- und Accessmanage-
ments zur datenschutzrechtskonformen Nutzung und Pflege des Datenbes-
tands im „Datenhaus“ und in den weiteren Verbundanwendungen?

 4. Was genau sind Gegenstand und Ziel des Teilprojekts „Proof of Concept 
(PoC) Datenkonsolidierung“ innerhalb des Programms P20, welche Stel-
len sind für die Erstellung, Planung, Leitung und Umsetzung verantwort-
lich, und mit welchen Argumenten begegnet die Bundesregierung der er-
neuten Kritik des Bundesbeauftragten für den Datenschutz und die Infor-
mationsfreiheit (BfDI) in seinem 31. Tätigkeitsbericht (Bundestagsdruck-
sache 20/6000, S. 63), die geplante Datenverarbeitung sei rechtswidrig 
(weil das Bundeskriminalamt [BKA] nicht als Auftragsdatenverarbeiter 
der Landeskriminalämter agieren könne, vgl. 30. Tätigkeitsbericht auf 
Bundestagsdrucksache 20/1352, S. 67)?

 5. In welchen verbundrelevanten Datenbanken bzw. Dateien ist das „Infor-
mationsmodell Polizei“ (IMP) mittlerweile umgesetzt, in welchen noch 
nicht, und in welchen erfolgt eine Einschränkung des IMP gemäß fachli-
chen Anforderungen (beispielsweise durch Reduzierung des Datenmo-
dells, Erweiterung des Datenmodells etc.)?

 6. Wie ist der Umsetzungsstand des IMP nach Kenntnis der Bundesregierung 
bei den sonstigen Verbundteilnehmern, und was sind die wesentlichen Ur-
sachen für eine noch ausgebliebene Umsetzung?

 7. Was unterscheidet in Funktionalität, Zielrichtung und Datenquellen das 
System PIAV-Strategisch (PIAV = Polizeilicher Informations- und Analy-
severbund) von Anwendungen wie der „Verfahrensübergreifenden 
Recherche- und Analyseplattform“ (VeRA) bei der Bayerischen Polizei?
a) Wird die Entwicklung von PIAV-Strategisch noch weiterverfolgt oder 

ist VeRA demgegenüber eine fortschrittlichere Anwendung mit ggf. so-
gar breiterer Datenbasis, sodass der Ansatz von PIAV-Strategisch damit 
überholt ist (bitte erläutern)?

b) Welche Ergebnisse hatte die Prüfung des Bedarfs zur Beschaffung von 
VeRA und des erforderlichen Leistungsumfangs bei Behörden des 
Bundes und nach Kenntnis der Bundesregierung bei den Ländern er-
bracht (vgl. Antwort auf die Schriftliche Frage 32 der Abgeordneten 
Anke Domscheit-Berg auf Bundestagsdrucksache 20/2858), und wie 
weit ist die Prüfung vorangeschritten, auf welche Datenquellen VeRA 
zugreifen können soll (ggf. welches Ergebnis hat die Prüfung er-
bracht)?

c) Welche Schlussfolgerungen und Konsequenzen zieht die Bundesregie-
rung aus den Grundsatzstellungnahmen des BfDI hinsichtlich daten-
schutzrechtlicher Risiken sowie Anforderungen im Hinblick auf die 
Auswertung und Analyse von personenbezogenen Daten?
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d) Wann wurde der BfDI über die genaueren Modalitäten bzw. Ergebnisse 
der Überprüfung informiert, und wurde dem BfDI mittlerweile ein 
Konzept übermittelt, worin alle Funktionalitäten des Systems aufge-
führt werden, um eine datenschutzrechtliche Bewertung vornehmen zu 
können?

e) Welche Rechtsgrundlage stützt den Einsatz einer bundesweiten Soft-
ware für verfahrensübergreifende Recherchen und Analysen, und plant 
die Bundesregierung ggf. die Einführung oder Präzisierung einer bzw. 
der entsprechenden Rechtsgrundlage?

 8. Welche weiteren Verbundanwendungen innerhalb des Programms „Polizei 
2020“ sollen nach derzeitigem Beratungs- und Planungsstand von einzel-
nen Verbundteilnehmern beschafft und über entsprechende Vertragsgrund-
lagen allen Verbundteilnehmern zur Verfügung gestellt werden?

 9. Wie ist der aktuelle Sachstand bei der Umsetzung der letzten Stufen 5 bis 7 
von PIAV-Operativ (vgl. Antwort zu Frage 2 auf Bundestagsdrucksache 
19/25651), wann ist voraussichtlich mit der Aufnahme des Wirkbetriebs 
und dem Abschluss des Aufbaus von PIAV-Operativ zu rechnen?

10. Bedeutet der Abschluss des Aufbaus von PIAV-Operativ automatisch die 
Ablösung der „relevanten INPOL-Fall Dateien“ (Antwort zu Frage 17 auf 
Bundestagsdrucksache 19/15346), und ist diese Formulierung dahin ge-
hend zu verstehen, dass es auch nicht relevante INPOL-Fall Dateien gibt, 
die neben dem PIAV-Operativ noch weitergeführt werden?

11. Wie werden die in den bisherigen Verbunddateien des BKA enthaltenen 
Sach- und Personeninformationen in das neue Verbundsystem gemäß § 9 
Absatz 1 Satz 2 des Bundeskriminalamtsgesetzes (BKAG) überführt, wenn 
die auf alter Rechtsgrundlage geführten Verbunddateien als solche nicht 
überführt werden sollen (Antwort zu Frage 18 auf Bundestagsdrucksache 
19/15346)?

12. Welche Schlussfolgerungen und Konsequenzen für die Überführung von 
personenbezogenen Daten zieht die Bundesregierung aus der Feststellung 
des Bundesbeauftragten für den Datenschutz und die Informationsfreiheit 
in seinem aktuellen Tätigkeitsbericht (Bundestagsdrucksache 20/6000), 
dass es für die Altdatensätze der Falldatei Rauschgift (FDR) im Fall des 
Zollfahndungsdienstes keinen „funktionierenden Prozess für eine anlass-
bezogene Löschung im PAV eingerichtet“ gab, sodass in der FDR u. a. auf-
grund früherer Beanstandungen der Datenschutzbeauftragten des Bundes 
und der Länder bereits gelöschte Datensätze in PIAV weiterhin vorhanden 
und für alle Verbundteilnehmer abrufbar waren?

13. Ist mittlerweile eine Abstimmung über die Umsetzung der „hypothetischen 
Daten-Neuerhebung“ (hyDaNe) im künftigen Informationssystem der 
Polizei unter den Programmteilnehmern erfolgt, und wenn ja, mit welchem 
Ergebnis, und wenn nein, warum nicht?

14. Ist der automatisierte Abruf von Fahndungsausschreibungen im Schenge-
ner Informationssystem (SIS) durch die Staatsanwaltschaften mittlerweile 
realisiert, und wenn ja, auf welchem Wege, und wenn nein, warum nicht?

15. Wurde das Ziel erreicht, bis Ende des Jahres 2020 die Anbindung der 
Staatsanwaltschaften an die weiter bestehenden Verbunddateien des Zent-
ralsystems umzusetzen (Antwort zu Frage 22 auf Bundestagsdrucksache 
19/15346)?

16. Auf welchen Wegen und mit welchen Verfahren soll zukünftig die Anbin-
dung von Staatsanwaltschaften an PIAV nach der Ablösung von INPOL-
Fall und der Verbunddateien beim BKA erfolgen?
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17. Welche Mittel wurden seit dem Jahr 2017 insgesamt von Bund und nach 
Kenntnis der Bundesregierung Ländern für die Umsetzung des Programms 
P20 haushalterisch vorgehalten, in welchem Umfang wurden sie veraus-
gabt, und welche Ausgabereste aus den vergangenen Haushaltsjahren in 
welcher Höhe und für welche Zwecke stehen dem BMI und seinen nach-
geordneten Behörden derzeit zur Verfügung?

Berlin, den 21. April 2023

Amira Mohamed Ali, Dr. Dietmar Bartsch und Fraktion
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